
b) Bestimmen sich die Rechtsfolgen einer Verletzung 
des unionsrechtlichen Grundsatzes der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung nach dem 
nationalen Recht? 

3. Falls die Frage 2b verneint wird: Welche Umstände kann das 
nationale Gericht bei der Bestimmung der Rechtsfolgen be­
rücksichtigen, und kann es insbesondere berücksichtigen, ob 
anzunehmen ist, dass das Verfahren ohne die Verletzung des 
unionsrechtlichen Grundsatzes der Wahrung der Verteidi­
gungsrechte durch die Verwaltung einen anderen Verlauf 
genommen hätte? 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 18. März 2013 
— Datema Hellman Worldwide Logistics BV, anderer 

Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-130/13) 

(2013/C 171/23) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Datema Hellman Worldwide 
Logistics BV 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

Vorlagefragen 

1. Eignet sich der unionsrechtliche Grundsatz der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung für eine unmittel­
bare Anwendung durch das nationale Gericht? 

2. Falls die erste Frage bejaht wird: 

a) Ist der unionsrechtliche Grundsatz der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung so auszulegen, 
dass er verletzt ist, wenn der Adressat einer beabsichtig­
ten Entscheidung zwar nicht angehört wurde, bevor die 
Verwaltung eine beschwerende Maßnahme gegen ihn 
erließ, aber in einem anschließenden verwaltungsrecht­
lichen (Einspruchs-)Verfahren, das der Erhebung einer 
Klage beim nationalen Gericht vorausgeht, nachträglich 
Gelegenheit zur Anhörung erhalten hat? 

b) Bestimmen sich die Rechtsfolgen einer Verletzung 
des unionsrechtlichen Grundsatzes der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung nach dem na­
tionalen Recht? 

3. Falls die Frage 2b verneint wird: Welche Umstände kann das 
nationale Gericht bei der Bestimmung der Rechtsfolgen be­
rücksichtigen, und kann es insbesondere berücksichtigen, 
dass das Verfahren ohne die Verletzung des unionsrecht­
lichen Grundsatzes der Wahrung der Verteidigungsrechte 
durch die Verwaltung einen anderen Verlauf genommen 
hätte? 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der Neder­
landen (Niederlande), eingereicht am 18. März 2013 — 
Staatssecretaris van Financiën, andere Verfahrensbeteiligte: 

Schoenimport „Italmoda“ Mariano Previti 

(Rechtssache C-131/13) 

(2013/C 171/24) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Staatssecretaris van Financiën 

Andere Verfahrensbeteiligte: Schoenimport „Italmoda“ Mariano 
Previti 

Vorlagefragen 

1. Haben die nationalen Behörden und Gerichte aufgrund des 
Rechts der Europäischen Union die Anwendung der Steuer­
befreiung auf eine innergemeinschaftliche Lieferung, eines 
Rechts auf Abzug der Mehrwertsteuer auf den Kauf von 
Gegenständen, die nach diesem Kauf in einen anderen Mit­
gliedstaat versandt worden sind, oder die sich aus der An­
wendung von Art. 28b Teil A Abs. 2 Satz 2 der Sechsten 
Richtlinie ( 1 ) ergebende Erstattung von Mehrwertsteuer zu 
versagen, wenn aufgrund objektiver Umstände feststeht, 
dass die Steuer auf die betreffenden Gegenstände hinterzo­
gen wurde, der Steuerpflichtigte wusste oder hätte wissen 
müssen, dass er an dieser Hinterziehung beteiligt war, und 
das nationale Recht eine Versagung der Befreiung, des Vor­
steuerabzugs oder der Erstattung unter diesen Umständen 
nicht vorsieht? 

2. Ist, sofern die vorstehende Frage bejaht wird, diese Steuer­
befreiung, dieser Vorsteuerabzug oder diese Erstattung auch 
dann zu versagen, wenn die Mehrwertsteuer in einem ande­
ren Mitgliedstaat (als dem Mitgliedstaat des Versands der 
Gegenstände) umgangen wurde und der Steuerpflichtige 
sich dieser Mehrwertsteuerhinterziehung bewusst war oder 
hätte bewusst sein müssen, auch wenn er im Versandmit­
gliedstaat alle (formalen) Voraussetzungen des nationalen 
Rechts für die Steuerbefreiung, den Vorsteuerabzug oder 
die Erstattung erfüllt hatte und den Steuerbehörden in die­
sem Mitgliedstaat stets alle erforderlichen Angaben zu den 
Gegenständen, dem Versand und den Abnehmern im Mit­
gliedstaat der Ankunft der Gegenstände übermittelt hat?
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